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Mitbestimmung und Gewerkschaften
- Ergebnisse einer vergleichenden Untersuchung in einem Großbetrieb der Automobilindustrie _

1. Einleitung

2. Mitbestimmung im zeitlichen Vergleich

3. Vertrauensleute als Multiplikatoren im
Mitbestimmungsprozeß?

4. Überlegungen zur Mitbestimmungspraxis der
Gewerkschaften und der betrieblichen
Interessenvertretungen

Drei wesentliche Forschungsinstrumente wurden da­
bei, ähnlich wie 1975, verwendet: Bei 160 Beschäftigten
wurde anhand eines halboffenen Fragebogens eine etwa
einstündige Befragung durchgeführt. Dabei konnten
mehr als zwei Drittel der bereits 1975 interviewten 146

Im folgenden werden wir die Ergebnisse der Untersu­
chung besonders im Hinblick auf das Verhältnis der Ge­
werkschaften zur Mitbestimmung betrachten. Wir kon­
zentrieren uns dabei auf die jeweiligen Auffassungen der
Stammbelegschaft (typischerweise männliche deutsche
Arbeitnehmer in mittlerem und höherem Alter, meist
zwischen 35 und 55 Jahren, mit einer Betriebszugehörig-
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Arbeitnehmer erneut befragt werden; die Ausfalle beru­
hen auf betrieblicher Fluktuation und auch auf Krank.
heit oder Urlaub der betreffenden Arbeitnehmer. Ant­
wortverweigerungen gab es kaum. Gegenüber 1975
wurde das Sampie erweitert um ausländische. weibliche
und jugendliche Arbeitnehmer; dadurch konnte neben
der zeitlichen Längsschnittuntersuchung auch ein Quer­
schnittsvergleich zwischen einzelnen Belegschaftsseg­
menten (Stamm- und Randbelegschaft) durchgeführt
werden. Ergänzt wurde diese Befragung durch die Auf­
zeichnung und Auswertung leitfadengebundener Grup­
pendiskussionen mit Mitgliedern verschiedener Funk­
tionsgruppen und durch ebenfalls leitfadenorientierte
Tiefeninterviews, die einzelnen Beschäftigten die Mög­
lichkeit gaben, ihre eigenen Probleme und ihr individuel­
les Erleben der Arbeitswelt ausführlich darzustellen und
zu erörtern4).

Gliederung

1. Einleitung

Die rund 50 Primärerhebungen zur Mitbestimmungs­
praxis auf Betriebs- und Unternehmensebene in den ver­
gangenen drei Jahrzehnten sind fast ausnahmslos auf
einen einzelnen Zeitpunkt bezogen I). Bei der überwie­
genden Mehrzahl handelt es sich um Fallstudien einzel­
ner oder einiger weniger Unternehmen, zumeist aus der
Industrie. Bei aller Verschiedenheit von Fragestellungen
und Erhebungsmethoden befassen sich fast alle Untersu­
chungen - wie auch unsere eigene Studie - vor allem
mit den Einschätzungen von Wirkungen der Mitbestim­
mung durch die beteiligten Akteure: der betrieblichen
Interessenvertretung (Betriebsräte und Vertrauensleute),
dem Management und (wenn auch keineswegs immer)
der Belegschaft. Zeitliche Veränderungen sind bisher
kaum analysiert worden. Wir haben deshalb in einem
nordhessischen Großbetrieb der Automobilindustrie an­
hand eines einheitlichen Forschungsdesigns systema­
tisch vergleichende Befunde zu zwei verschiedenen Zeit­
punkten erhoben und auf mögliche Veränderungen hin
untersucht2).

Zum ersten Mal wurde die Belegschaft dieses Betriebs
1975 noch vor Inkrafttreten des MitbestG 1976 aus An­
laß der damals laufenden Diskussion nach ihrem Wis­
sen, ihren Informationsmöglichkeiten, ihrer Einstellung
und ihrem Interesse hinsichtlich der Mitbestimmung be­
fragt3). In einer ähnlich konzipierten, aber umfangrei­
cheren Nachfolgebefragung wurden 1981 mögliche Aus­
wirkungen des MitbestG und des BetrVG 1972 auf Be­
legschaft, Interessenvertretung und Unternehmenslei­
tung untersucht, insbesondere im Hinblick auf Verände­
rungen bei der Wahrnehmung von Mitbestimmung
durch die Beschäftigten.
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keit von mehr als 10 Jahren), denn in der Erstuntersu­
chung wurden ausschließlich männliche deutsche, und
keine ausländischen und weiblichen, Arbeitnehmer be­
fragt. Ein weiterer Abschnitt beschäftigt sich mit der
Einstellung der Vertrauensleute zur Mitbestimmung, die
ja in der Praxis eine wichtige Rolle als Mittler zwischen
Basis und Betriebsrat einnehmen. Dabei zeigt sich, daß
sich die Hoffnungen und Erwartungen der Basis an die
Mitbestimmung erheblich von denjenigen der in das Sy­
stem der betrieblichen Interessenvertretung einbezoge­
nen Vertrauensleute unterscheiden. Zum Schluß versu­
chen wir, daraus einige Überlegungen und Anregungen
für die zukünftige Arbeit von Gewerkschaften und Inter­
essenvertretern zu entwickeln.

2. Mitbestimmung im zeitlichen Vergleich

Wie schon frühere Untersuchungen5) belegt haben, ist
das Wissen der Arbeitnehmer über Mitbestimmung sehr
unzureichend. Auch unsere eigene Fallstudie zeigt deut­
liche Wissensdefizite der Arbeitnehmer und nur geringe
Veränderungen. Immerhin bestreiten nunmehr 45,6 vH
der Stammbelegschaftsmitglieder, daß es eine betriebli­
che Mitbestimmung gebe bzw. können nichts Derartiges

Tabelle 1
Gibt es eigentlich bei uns schon so etwas wie eine
Mitbestimmung der Arbeitnehmer in den Betrieben?

Stammbelegschaft Stammbelegschaft
1975 1981

abs. I in vH abs. I in vH

Ja 40 59,7 54 53,5
nein 19 28,4 33 32,7
weiB meht 7 10,4 13 12,9
.keine Angabe 1 1,5 1 1,0

Gesamt 67 100,0 101 100,0

feststellen (vgl. Tabelle 1). Erstaunlicherweise ist die
Gruppe derer, die Mitbestimmung des Betriebsrates als
nicht gegeben sehen, größer geworden (1975 = 38,8
vH). Dies deutet darauf hin, daß die in den letzten Jah­
ren in der Öffentlichkeit - vor allem auch in den Ge­
werkschaften - geführte Mitbestimmungsdiskussion
kaum Auswirkungen auf das Wissen der Arbeitnehmer
gehabt hat.

Das Spektrum der Erwartungen und Bedürfnisse, das
die Arbeitnehmer mit dem Gedanken der Mitbe~tim­

mung verbinden, war 1981 ebenso umfanglich wie 1975.
Es reichte von der Mitbestimmung am Arbeitsplatz über
mitzubestimmende Arbeitsbereiche, konkrete Mitbe­
stimmungsträger, bestimmte Gesetze bis hin zu Forde­
rungen nach allgemeiner gesellschaftlicher Mitbestim­
mung. Der zeitliche Vergleich der beiden Fallstudien legt
aber noch weitere Schlußfolgerungen nahe: Nach wie
vor bestehen erhebliche Wissensunterschiede hinsicht­
lich der verschiedenen Mitbestimmungsebenen (Arbeits­
platz, Betrieb, Unternehmen) und hinsichtlich der dort
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handelnden Mitbestimmungsträger, insbesondere Be­
triebsrat und Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat.
Man kann den Gesamtbefund auf folgenden N~nner

bringen: Je weiter der Mitbestimmungsträger vom eige­
nen Arbeitszusammenhang entfernt ist, je höher also die
Mitbestimmungsebene, desto geringer ist das Wissen
über die jeweiligen Mitbestimmungsmöglichkeiten. Zu­
dem ist das Mitbestimmungswissen eng mit der berufli­
chen Qualifikation und der betrieblichen Position ver­
bunden: Angestellte und hochqualifizierte Facharbeiter
kennen ihre eigenen, aber auch die Rechte der Mitbe­
stimmungsträger besser als ihre weniger qualifizierten
un- und angelernten Kollegen. Das Mitbestimmungsver­
ständnis von direkt in der Produktion tätigen Arbeitneh­
mern ist wesentlich "konkretistisch": Diese Beschäftig­
ten beziehen Mitbestimmung primär auf den Arbeits­
platz und dessen direktes Umfeld. Mitbestimmungswis­
sen läßt sich demnach nicht als "politisches Wissen" von
der beruflichen Qualifikation abstrahieren oder gar in
Gegensatz zu ihr bringen; es ist auf konkrete Hand­
lungsmöglichkeiten bezogen und kein abstrakter, abruf­
barer Wissensschatz.

Obwohl fast vier Fünftel aus der Stammbelegschaft
beide Male angaben, sich über Mitbestimmung beim Be­
triebsrat oder den Vertrauensleuten zu informieren, wur­
den rund drei Viertel der Befragten noch nie von ihrem
Vertrauensmann/-frau oder vom Betriebsrat zur Mitbe­
stimmung angesprochen. Ein passives Verhalten findet
sich aber auch umgekehrt bei den Beschäftigten: Sie
sprechen auch ihrerseits die betrieblichen Interessenver­
treter kaum an - haben also eine relativ große Hemm­

schwelle zu überwinden -; sie tun dies in aller Regel
nur dann, wenn es sich um Fragen und Probleme han­
delt, die sie unmittelbar persönlich betreffen. Der eigene
- als unzureichend empfundene - Informationsstand
wird von der Stambelegschaft vor allem auf die wenig
kontinuierliche Informationspolitik durch die Gewerk­
schaftspresse zurückgeführt. Diese Feststellung wird
durch die Ergebnisse einer Inhaltsanalyse zentraler Ge­
werkschaftspublikationen der Jahre 1982 und 1983 un­
termauert, bei der Art und Umfang der Mitbestim­
mungsinformation in den Zeitschriften des DGB und
seiner Einzelgewerkschaften untersucht wurde. Danach
ergaben sich gerade zum DGB-Bundeskongreß im Mai

, 1982 und zur Einleitung der Mitbestimmungsinitiative
im Herbst 1982 punktuell verstärkte Berichterstattungen
zum Thema Mitbestimmung6

). In unserer eigenen Unter-

5) Siehe die zusammenfassende Darstellung der Ergebnisse früherer Unter­
suchungen zum MitbestimmungsWlssen bei Heinrich, M., LegitimatIons­
probleme der MItbestimmung, Bern, Stuttgart 1981.

6) Vgl. Lindgens. M., Simeon. Th., Mitbestimmung - kein Thema für die
Gewerkschaftspresse?, in: Die Mitbestimmung, Heft 11/1983, S. 534 ff.
- Zudem bleibe ehe Thematik dann auch auf eine sehr lehrfonnelhafte,
quasi "pflichtgemäße" Erwäh, .g beschränkt. Em verstärktes Eingehen
auf Problemzusammenhänge und UmsetzungsschwIerigkeiten der Mitbe­
stimmung fehle dabei weitgehend.
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T.t>en.2
Glauben Sie, daß Ihre Information Ober die MItbestimmung
ausreicht, um sich eine eigene Meinung bilden zu können?

Stammbelegschaf1 Stammbelegschaft
1975 1981

abs I In vH abs I 10 vH

reicht aus 16 23,5 23 22,8

müßte besser sem 38 55,9 46 45.5

reicht überhaupt
nicht aus 14 20.6 30 29.7

weiB nicht - - 2 2.0

keine Angabe - - - -
Gesamt 68 100.0 101 100,0

suchung empfanden 1975 wie auch 1981 immerhin drei
Viertel der Befragten ihre Informationen über Mitbe­
stimmung als unzureichend (vgJ. Tabelle 2). Eine konti­
nuierliche Mitbestimmungskommunikation im Betrieb
und durch die Gewerkschaftspresse findet demnach nur
in Ansätzen statt. Selbst die Einführung neuer Publika­
tionen der Arbeitnehmerseite im untersuchten Werk
konnte daran nur wenig ändern. Auch die durch Be­
triebsrat und Vertrauensleute durchgeführte Mitbestim­
mungsdiskussion im Betrieb reicht nicht aus. Ein we­
sentliches Hindernis sind dabei kommunikationser­
schwerende Arbeitsbedingungen. Mitbestimmung als
Kommunikationsproblem macht also die kommunikati­
ve Gestaltung der Arbeitsbedingungen selbst zum Pro­
blem.

Auffällige Veränderungen im zeitlichen Vergleich zei­
gen sich bei den Erwartungen an die Mitbestimmung:
Der Anteil der Belegschaftsmitglieder, die sich Vorteile
aus der Mitbestimmung versprechen. ist ebenso gewach­
sen. wie der Anteil derjenigen. die keine Vorteile
erwarten. In der Belegschaft zeigt sich also eine wach­
sende Ambivalenz gegenüber der Mitbestimmungsforde­
rung. Daneben hat sich auch die Hierarchie der erwarte­
ten Vorteile gewandelt: 1981 erhoffte man sich vor allem
einen sicheren Arbeitsplatz. bessere Chancen für be­
triebliches Fortkommen und angenehmere Arbeitsbedin­
gungen. 1975 stand Arbeitsplatzsicherheit auch an er­
ster Stelle. jedoch gefolgt von der Erwartung. einen grö­
ßeren Einfluß auf den Betriebsablauf zu nehmen. sowie
dem \Vunsch nach besseren Arbeitsbedingungen. Be­
merkenswert an dieser Umschichtung der Erwartungs­
hierarchie ist die Ausblendung der Partizipationshoff­
nung aus dem Erwartungshorizont. Erwarteten 1975
noch fast die Hälfte der Befragten von der Mitbestim­
mung ..mehr Einfluß auf das Betriebsgeschehen", so ist
dieser Anteil inzwischen auf ein Sechstel gesunken. Die­
ses Ergebnis erscheint zunächst paradox. Von der Mit­
bestimmung wird ein Mitbestimmen kaum noch erwar­
tet. Aber ist dies nicht zugleich Ausdruck einer realisti­
scheren Einschätzung der praktizierten und zukünftig zu
erwartenden Mitbestimmung?
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Wenig Veränderungen zeigen sich bei der Streikbe­
reitschaft der Stammbelegschaft für Mitbestimmung:
1975 war ein Drittel der Befragten bereit, für die Durch­
setzung von Mitbestimmung zu streiken; 1981 gaben
40,4 vH der entsprechenden Gruppe an. für den Erhalt
der Mitbestimmung notfalls auch zu streiken. In
der Streikbereitschaft für andere Forderungen hat sich
gleichfalls wenig verändert: Auch 1981 sind die befrag­
ten Arbeitnehmer der Stammbelegschaft an erster Stelle
bereit, für die Sicherheit des Arbeitsplatzes (76,8 vH)
und an zweiter Stelle für mehr Lohn (61,6 vH) zu strei­
ken - und das, obwohl die zweite Befragung in einer
Hochphase gewerkschaftlicher Mobilisierung für den
Erhalt der Montanmitbestimmung (aus Anlaß des Man­
nesmann-Konflikts) durchgeführt wurde. Gegenüber
1975 haben sich die Unterschiede in der Streikbereit­
schaft von Arbeitern und Angestellten verringert: Da­
mals waren Angestellte aus der Stammbelegschaft ledig­
lich bereit, für Arbeitsplatzsicherheit (83,3 vH) oder
mehr Freizeit (8.3 vH) zu streiken. 1981 sind immerhin
auch 35,3 vH der Angestellten aus der Stammbeleg­
schaft bereit, für Lohnerhöhungen in den Streik zu tre­
ten.

Fragt man, warum in der Streikbereitschaft generell
- und für die Mitbestimmung im besonderen - seit
1975 nur geringe Veränderungen feststellbar sind. dann
bietet sich folgende Erklärung an: Engagement, das über
innere Anteilnahme hinausgeht und sich in Handlungs­
bereitschaft niederschlägt. setzt direkte Betroffenheit
voraus. Arbeitnehmer engagieren sich nicht für den Er­
halt oder die Verwirklichung eines gesellschaftspoliti­
schen, aber für sie abstrakten Ziels. sondern in der Regel
gegen eine befürchtete oder tatsächliche Verletzung ihrer
InteressenT). Dies liegt wohl daran, daß das .,konkretisti­
sche" Bewußtsein, die pragmatische Orientierung am
hier und jetzt Machbaren und damit die eigene direkte
Betroffenheit der Beschäftigten im Arbeits- und Lebens­
bereich eine ausschlaggebende Rolle dafür spielen. daß
sie sich zu konkretem Engagement motivieren lassen.
Das dem studentischen Protest gegen Imperialismus.
Vietnam-Krieg us\\"o zugeschriebene Grundmotiv des
"Leidens aus dritter Hand" ist dem Arbeitnehmer offen­
bar fremd.

Das Mitbestimmungsinteresse hat sich im Untersu­
chungszeitraum kaum verändert: Waren 1975 bereits
57,4 vH der befragten Stammbelegschaftsmitglieder der
Auffassung. daß über Mitbestimmung in den letzten

'7) Zu den Baslsinleressen der Arbeitnehmer an Arbeitsplatzslcherhen.
Lohn. qualifikatlonsadaquatem Arbeitsemsatz, menschenwurdJgen Ar
beitsbedJngungen und beruflicher Autonomie Slehe Fricf...e, W.. Die unge
nutzten Mbbbch~eiten de~ AktJons und Forschungsprogramms zur Hu
maruSlerun ':Jer Arbeit, m: Bien'en, Bua (Hrsg l. InS+ututJonelJt Re
formen In oer Knse. Frankfun. Nev. Yor~ 1979 SC'V.1C Georg, H , Kiß
ler, L., Arbeitshumamslerung und empirische SOzjalfoTschunp.. Baden
Baden 1981, S. 37 fT.
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Jahren mehr geredet werde, so sind es 1981 immer noch
56,4 vH, die davon ausgehen, daß heute mehr von der
Mitbestimmung geredet werde als vor 1976, als es in den
Großunternehmen außerhalb der Montanindustrie keine
auch nur annähernd paritätische Aufsichtsratsmitbe­
stimmung gab. Auffällig ist der Rückgang des Anteils
derjenigen. die meinen, daß heute weniger von der Mit­
bestimmung geredet werde: Er ist von 20,6 vB auf 15,8
vH, also um fast ein Viertel innerhalb von sechs Jahren,
gesunken. Insgesamt scheint das Interesse der Stamm­
belegschaft an Mitbestimmung weitgehend gleich zu
bleiben, obwohl es sicherlich im ~eitablauf schwankt; es
ist im wesentlichen kein selbständiges, sondern ein abge­
leitetes Interesse, das sich vor allem dann ausdrückt,
wenn es mit konkreten, unmittelbar erfahrenen Proble­
men der Arbeitnehmer verbunden werden kann. Beson­
ders wichtig ist dabei das Interesse an Arbeitsplatzsi­
cherheit und verbesserten Arbeitsbedingungen.

Bei der Beurteilung des gewerkschaftlichen Interesses
an der Mitbestimmung durch die Stammbelegschaft
zeigt sich, daß immerhin 66,3 vH der Befragten meinen,
das Interesse der Gewerkschaften an der Mitbestim­
mung bestünde vor allem darin, gleiche Rechte für alle
in der Wirtschaft Arbeitenden zu schaffen. Weiter mei­
nen 59,4 vH der Stammbelegschaftsmitglieder, die Ge­
werkschaften wollten mit der Mitbestimmung die Arbeit­
nehmer vor unternehmerischer Willkür schützen. Diese
Argumente wurden auch 1975 von den Befragten als
entscheidendes Interesse der Gewerkschaften an der
Mitbestimmung angegeben. Interessant erscheint dabei,
daß die kritische Distanz gegenüber den Gewerkschaf­
ten offenbar abgenommen hat: 1975 nahmen noch 29,4
vB der Befragten an, die Gewerkschaften seien an der
Mitbestimmung lediglich interessiert um die Macht für

Tabelle 3
Gründe für das Mitbestimmungsinteresse

der Gewerkschaften

Stammbelegschaft Stammbelegschaft
1975 1981

Häuftg- Hiwflg-
kalt kalt

abs In vH der abs in vH der
Fälle Fälle

In vH* In vH*

Schutz vor Wtllkur-
maßnahmen 41 32,5 60,3 60 32,1 59,4

gleiches Recht
fur alle 48 38,1 71,6 67 35,8 66,3

Kluft zwischen
Arbeitnehmern und
Arbeitgebern ver-
ringern 15 11,9 22,1 38 20,3 37,6

Sozlahsmus auf
kaltem Wege 2 1,6 3,0 2 1,1 2,0

mehr Funktionarsmacht 20 15,9 29,4 20 10,7 19,8

Gesamt 126 100,0 (186,4) 187 100,0 (185,1)

* = von wIevIel Prozent der Befragten genannt
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ihre Funktionäre auszubauen; 1981 glaubten dies nur
noch 19,8 vB (vgl. Tabelle 3). Dieser Befund legt folgen­
de Interpretation nahe: Die Mitbestimmung wird vom
eigenen Arbeitszusammenhang abgespaltet und als Ar­
beit des Betriebsrates oder gewerkschaftliche Funktio­
närsarbeit begriffen, die sie dann, wenn die Koppelupg
mit unmittelbaren Beschäftigungs- und Lohninteressen
der Arbeitnehmer nicht gelingt, in der Praxis auch bleibt.
Ein zusätzliches, für das untersuchte Unternehmen wohl
spezifisches Problem ist die Einbindung des Betriebsra­
tes in das betriebliche Entscheidungssystem : Es gibt
kaum eine Entscheidung, an der nicht in irgend­
einer Form der Betriebsrat beteiligt wird. Der Entschei­
dungsbereich der Werksleitung repräsentiert hier auch
den Partizipations- und Einflußbereich der Arbeitneh­
mervertretung. Bei diesem "arbeitsteiligen Gegenmacht­
modell" hat die Belegschaft durch die Wahl ihrer Inter­
essenvertreter als Mitbestimmungsträger das praktische
Mitbestimmen weitgehend an jene delegiert. Dies begün­
stigt die Passivität vieler Belegschaftsmitglieder. In die­
sem arbeitsteiligen Modell kommt den Vertrauensleuten
eine wichtige Rolle bei der Vermittlung der auf "oberster
Ebene" getroffenen Entscheidungen an die "Basis" zu.
Wie sieht nun deren Einstellung zur Mitbestimmungs­
praxis aus?

3. Vertrauensleute als Multiplikatoren im
Mitbestbmnungsprozeß?

Als Mittler zwischen Betriebsrat und Gewerkschafts­
leitung einerseits und den ,.normalen" Arbeitnehmern
andererseits kommt den Vertrauensleuten im Betrieb
eine entscheidende Position im Informationsfluß von
oben nach unten und von unten nach oben zu. Rechnet
man zu den Aufgaben der Vertrauensleute auch die Ver­
mittlung von Informationen über Mitbestimmung, die ih­
rerseits wichtig für Mitbestimmungswissen und Mitbe­
stimmungsinteresse der Belegschaft sind, so müssen sie
selbst über ein gutes Mitbestimmungswissen, einen ho­
hen Informationsstand und ein ausgeprägtes Interesse
an Mitbestimmung verfügen. In unserer Untersuchung
bejahen die Vertrauensleute die Existenz betrieblicher
Mitbestimmung weit überdurchschnittlich (76,5 vH im
Vergleich zu 44,4 vH bei den "Nichtfunktionsträgern").
Immerhin verneinen drei von 17 befragten Vertrauens­
leuten die Existenz betrieblicher Mitbestimmung und äu­
ßern sich auch im folgenden nicht zum inhaltlichen Ver­
ständnis dieses Begriffs. Wie in der Gesamtbelegschaft
findet sich auch im Vertrauensleutekörper ein unter­
schiedliches Verständnis von Mitbestimmung, allerdings
mit der Abweichung. daß der Mitbestimmung am Ar­
beitsplatz eine geringere Bedeutung als bei der Beleg­
schaft generell zukommt. Dagegen spielt die Unterneh­
mensmitbestimmung bei der Gesamtbelegschaft wie
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auch bei den Vertrauensleuten nur eine untergeordnete
Rolle.

Ihrer Rolle als "Transmissionsriemen der Mitbestim­
mung" entsprechend schätzen die Vertrauensleute ihren
Informationsstand, ihre Informationsmöglichkeit und
die Nutzung von Informationsquellen wesentlich besser
ein als die "normalen" Arbeitnehmer: Sie halten ihren
Informationsstand und die Informationsmöglichkeiten
weit überdurchschnittlich für ausreichend oder gar ver­
bessert. Die für Funktionsträger notwendige aktive Par­
teinahme "pro Mitbestimmung" zeigt sich bei ihnen sehr
deutlich: Alle 1981 befragten Vertrauensleute charakte­
risieren diese fast nur mit positiven Attributen und hal­
ten sie für wichtig. War bei der Analyse der Stammbe­
legschaft im Vergleich zu 1975 eine kritischere und reali­
stischere Sicht der Mitbestimmung festzustellen. so zeigt
sich bei den Vertrauensleuten eine umgekehrte Tendenz:
Sie beurteilen die Mitbestimmung 1981 sehr viel positi­
ver als 1975. Sahen 1981 nur 17.6 vH der befragten
Vertrauensleute auch persönliche Nachteile durch Mit­
bestimmung, so waren dies 1975 noch 36,4 vH; 1981
forderten alle befragten Vertrauensleute, 1975 nur
knapp drei Viertel den Ausbau der Mitbestimmung zur
vollen Parität. 1981 sahen 29,4 vH keine allgemeinen
Nachteile durch .Mitbestimmung, 1975 nur 18,2 vH.
Diese positive Einschätzung hängt wohl mit einer ver­
besserten Stellung des Vertrauensleutekörpers im unter­
suchten Betrieb zusammen.

Auch die Gewerkschaftspolitik zur Ausdehnung der
Mitbestimmung wurde von den Vertrauensleuten 1975
anders bewertet als 1981. Waren 1975 noch 45.4 vH für
eine Taktik ohne Streik, so meinte dies 1981 nur noch
ein Befragter (= 5,9 vH). Während die Streikbereitschaft
der Belegschaft und der Vertrauensleute 1975 weitge­
hend gleich war, so waren 1981 die Vertrauensleute
d~utlich eher bereit als die "Nichtfunktionsträger", auch
für andere Gründe (wie Lohn, Arbeitsplatzsicherheit.
verbesserte Arbeitsbedingungen, mehr Freizeit) in den
Streik zu treten.

Man kann also sagen, daß die 1975 noch bestehende
kritische Distanz der Vertrauensleute 1981 weitgehend
verschwunden ist. Sie haben deutlich eine Position "pro
Mitbestimmung" bezogen und sind auch bereit, sich
massiv mit Hilfe von Arbeitskarnpfmaßnahmen für ei­
nen Ausbau der Mitbestimmung einzusetzen. Wir ver­
muten, daß diese Entwicklung u. a. auch auf eine ver­
stärkte Schulung und Aktivierung durch die Gewerk­
schaft zurückzuführen ist. Die Zunahme des aktiven In­
teresses der Vertrauensleute an der Mitbestimmung hat
sich allerdings nicht in einer gleichgerichteten Entwick­
lung bei den "normalen" Arbeitnehmern niedergeschla­
gen; im Gegenteil, in der Gesamtbelegschaft ist eher die
anfängliche "Euphorie" einem "kritischen Realü;.Hds"
gewichen.
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4. Überlegungen zur Mitbestimrnungspraxis der
Gewerkschaften und der betrieblichen
Interessenvertretung

Die Praxis der Mitbestimmung in dem von uns unter­
suchten Automobilwerk ist also u. a. von folgenden Be­
dingungen geprägt: Das Mitbestimmungswissen der
meisten Arbeitnehmer ist kein abstrakter, erlernter Wis­
sensschatz, sondern konkret und handlungsbezogen. Je
höher die Mitbestimmungsebene, desto geringer das
Wissen über die Möglichkeiten der Interessenvertreter.
Die Unternehmensmitbestimmung spielt nur eine unter­
geordnete Rolle. Die Informationsmö'glichkeiten zur
Mitbestimmung sind wohl vielfältig. aber wenig kontinu­
ierlich. Pesönliche Mitbestimmungskommunikation fin­
det nur gelegentlich statt und stößt auf Grenzen durch
die Arbeitsbedingungen. Die Einstellung der meisten Ar­
beitnehmer ist gegenüber 1975 realistischer geworden:
Die Erwartungen an Mitbestimmung sind nicht mehr so
hoch. Zu aktivem Engagement kommt es vor allem
durch direkte Betroffenheit, und dann vor allem gegen
eine befürchtete oder tatsächliche Verletzung ihrer Inter­
essen. Das Mitbestimmungsinteresse ist kein selbständi­
ges, sondern ein - in der Regel aus konkreten, unmit­
telbar erfahrbaren Problemen der Arbeitnehmer - ab­
geleitetes Interesse.

Die gewerkschaftlichen Vertrauensleute als "poten­
tielle Multiplikatoren" im Mitbestimmungsprozeß zeig­
ten 1981 eine deutlich aktivere und positivere Einstel­
lung zur Mitbestimmung als 1975. Sie konnten jedoch
weder diese positive Einstellung noch ihr überdurch­
schnittliches Mitbestimmungswissen den Arbeitnehmern
hinreichend vermitteln; so bleibt die Information der Be­
legschaft unzureichend. Die hohe Streikbereitschaft der
Vertrauensleute für Erhalt und Ausbau der Mitbestim­
mung wird von den übrigen Befragten nur bedingt ge­
teilt: Lediglich knapp zwei Fünftel der Befragten waren
1981 bereit, für den Erhalt der Mitbestimmung zu strei­
ken, und für ihren Ausbau wollten dies sogar nur 30 vH
tun. Die Zurückhaltung der Beschäftigten gegenüber
einem Streik für die Mitbestimmung, mit der sich zumin­
dest in diesem Betrieb die Gewerkschaften konfrontiert
sehen, hängt wohl auch damit zusammen, daß sie gerade
in der gegenwärtigen Rezession nicht ganz vom Erfolg
eines Streiks überzeugt sind. Teilweise können sie auch
Mitbestimmung nicht in Verbindung zu konkreten Zie­
len, wie Arbeitsplatzsicherheit, bringen, für die sie eher
zum Arbeitskampf bereit sind. Eine verstärkte Mobilisie­
rung und damit eine höhere Streikbereitschaft der Beleg­
schaft setzt sicher voraus, daß den Arbeitnehmern der
Zusammenhang zwischen Mitbestimmung und konkre­
ten - den persönlichen Arbeitsbereich betreffenden ­
Streikzielen, wie Arbeitsplatzsicherheit, vermittelt wer­
den kann.

Wie müßten unter diesen Voraussetzungen gewerk­
schaftliche Aktivitäten aussehen, um bei den Beschäftig-
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ten die Information über und das Interesse an Mitbe­
stimmung zu verbessern? Obwohl die Befunde unserer
Fallstudie nicht ohne weiteres auf andere Unternehmen
übertragbar sind, scheinen uns doch folgende Punkte
wichtig: Die betriebliche Mitbestimmungsinformation
muß so verbessert werden, daß auch "normale" Arbeit­
nehmer sich ausreichend über Mitbestimmung informie­
ren und damit Wissen aneignen können. Dazu gehört,
daß sie stärker als bisher in gewerkschaftliche und an­
dere Fortbildungmaßnahmen einbezogen werden. So
wichtig qualifizierte Interessenvertretung ist, so besteht
doch die Gefahr, daß sie zur reinen Funktionärsarbeit
ohne Bezug zu und ohne Unterstützung durch die Basis,
also zu einer Art "Service-Leistung" wird. Initiativen
zum Ausbau der Mitbestimmung sind dann von vorn­
herein zum Scheitern verurteilt. Immerhin glaubten 1981
noch ein Fünftel (1975 sogar fast 30 vH) der von uns
befragten Stammbelegschaftsmitglieder, die Gewerk­
schaften seien an der Mitbestimmung interessiert, um die
Macht ihrer Funktionäre auszubauen.

Gleichzeitig nimmt die Bedeutung von Mitbestim­
mung am Arbeitsplatz zu: Sie wird 1981 von 17,8 vH
der Befragten dieser Gruppe (gegenüber 1975 nur 11,8
vH) genannt, wenn es um die Erläuterung von Mitbe­
stimmung geht. Für ein stärkeres Engagement der Beleg­
schaft wäre es daher wohl wichtig, daß die Arbeitneh­
mer konkret "vor Ort", also an ihrem Arbeitsplatz und
in ihrer Abteilung, lernen, Entscheidungen zu fällen und
sie umzusetzen. Damit würde für sie wesentlich einsich­
tiger, was es heißt, Kompromisse einzugehen, Entschei­
dungen anzuerkennen und entsprechend zu handeln.
Mitbestimmung am Arbeitsplatz bedeutet keineswegs
eine - von den Interessenvertretern vielleicht befürchte­
te - "Entmachtung" von Betriebsrat und Vertrauens­
leuten, sondern vor allem eine umfassendere Ausgestal­
tung der Mitbestimmungspraxis, die den Funktionsträ­
gern ihrerseits wieder zugute kommt. Gerade die wenig
erfolgreichen Versuche mit gezielter Belegschaftsinfor-
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mation zeigen, daß es wenig bringt, die Arbeitnehmer
ständig mit neuen gedruckten Informationen zu versor­
gen, ohne den Bezug zur täglichen Arbeitswelt des Ar­
beitnehmers herzustellen. Sollen die Beschäftigten stär­
ker in die Mitbestimmungspraxis eingebunden werden
und sollen überzogene Erwartungen an die Mitbestim­
mung abgebaut werden, so muß ihrem "konkretistischen
Mitbestimmungsbewußtsein" Rechnung getragen wer­
den.

Weiter zeigt unsere Studie, daß in einem so großen
Rahmen wie dem der Betriebsversammlung kaum Infor­
mationen aufgenommen werden (können). Dies ge­
schieht eher in kleineren Gruppen. Deswegen sind Pau­
sendiskussionen durchaus praktikabel, wenn sie der Ver­
trauensmann anregt und sie von den jeweiligen Arbeit­
nehmern als nützlich empfunden werden. Da die Be­
triebsversammlung weniger der Information, sondern
eher gewerkschaftlicher Machtdemonstration dient, er­
scheint eine Verbesserung des Informationsflusses durch
Abteilungsversammlungen nach § 42 (2) BetrVG und
Teilversammlungen für Schichtarbeiter (§ 42 (1)
sinnvoll. Hier können arbeitsbereichsnahe Themen
aufgegriffen und ihr Bezug zur Mitbestimmung veran­
schaulicht werden; so könnten sich mehr Engagement
und Motivation durch direkte Betroffenheit einstellen.
Die Angebote des BetrVG zur themenspezifischen Infor­
mation der Belegschaft seitens der Interessenvertreter
werden gegenwärtig noch nicht vollständig genutzt.

Trotz der genannten Defizite ist die Mitbestimmungs­
praxis in dem untersuchten Betrieb sicherlich überdurch­
schnittlich erfolgreich. Wir glauben deshalb, daß die von
uns empfohlene stärkere "Basisorientierung" über das
untersuchte Automobilwerk hinaus von Bedeutung sein
dürfte, nicht zuletzt im Hinblick darauf, daß erfolgreiche
Interessenvertretung an der Spitze stets der Absicherung
durch Engagement und Betroffenheit der Belegschaft
insgesamt bedarf.
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